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1. Beschreibung der Planungsaufgabe 

1.1  Gegenstand der Maßnahme: 

Brandschutztechnische Ertüchtigung der Bahnhöfe Partnachplatz (PA), Westpark (WP),  

Holzapfelkreuth (HK), Haderner Stern (HD), und Großhadern (GH) auf Grundlage der 

In Abstimmung mit der TAB überarbeiteten Anforderungen und der daraus resultierenden  

Brandschutzkonzepte. Ziel ist die Umsetzung der Maßnahmen, die eine Einschränkung  

des Fahrgastbetriebs für den Bau voraussetzen. 
 
An den verschiedenen Bahnhöfen gibt es dabei die folgenden Teilbauwerke in 
Gesamtheit zu errichten. Die genauen Leistungen im Bezug auf die Elektroinstallation, 
Starkstromanlagen und die Fernmelde- und informationstechnische Anlagen wird im 
darauffolgenden Abschnitt Bahnhofsscharf aufgeführt. 
 

a. Brandschutztechnische Abtrennung (Bodentiefe Einhausungen) 

 

Die Bahnsteige sind brandschutztechnisch von den restlichen Bereichen des Bau-
werks abzutrennen. Zu diesem Zweck sind bodentiefe Einhausungen mit integrierten 
Türanlagen an einzelnen Aufgängen zu planen. Die Feststellanlagen der Türen in den 
Einhausungen sollen dabei über Rauchmelder der Brandmeldeanlage (BMA) 
angesteuert und bei einer lokalen Auslösung aktiviert werden. An den Einhausungen 
ist eine Sprechstelle, sowie Aufstellflächen für Rollstuhllfahrer zu berücksichtigen. 

 

Bei der Planung der Einhausungen sind zukünftige Arbeiten an den Fahrtreppen, z.B. 
zu Wartungs- bzw. Austauschzwecken, zu berücksichtigen. Im Zuge solcher 
Instandhaltungsmaßnahmen werden die Fahrtreppen komplett oder teilweise de-
montiert und auf dem Bahnsteig zwischengelagert. Entsprechend sind die Türanlagen 
so zu dimensionieren, dass die o.g. Arbeiten ohne Beeinträchtigung und nach 
Möglichkeit ohne (Teil-)Demontage der Einhausungen erfolgen können.  

 

b. Brandschutztechnische Abtrennung (Rauchschürzen) 

 

Die Bahnsteige sind brandschutztechnisch vom Zugangsbauwerk zu trennen. Zu 
diesem Zweck sind oberhalb der Treppe, bzw. Fahrtreppe des A-Aufgangs Rauch-
schürzen vorzusehen. Die Abtrennung beinhaltet auch den Abschluss nach oben in 
den Luftraum oberhalb der Aussteifungsebene. 

 

c. Maschinelle Rauchabzugsanlage für den Bahnsteig (nur Partnachplatz) 

 

Es ist eine maschinelle Rauchabzugsanlage (MRA) für den Bahnsteig zu installieren, 
welche die Erfüllung der brandschutztechnischen Schutzziele sowohl in der Selbst- als 
auch in der Fremdrettungsphase sicherstellt. Ebenso wie die Feststellanlagen der 
Türen in den Einhausungen wird die MRA über Rauchmelder der BMA angesteuert 
und bei lokaler Auslösung aktiviert.  

 

Die Rauchabsaugung auf dem Bahnsteig erfolgt über einen vorhandenen 
Luftschwallschacht, die im Bereich hinter dem westlichen Ende des Bahnsteigs aus 
der Tunnelröhre (mittig) an die Oberfläche führt. Zusätzlich angeordnete 
Strahlventilatoren sorgen dafür, dass die beiden Aufgänge (weitestgehend) rauchfrei 
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bleiben und die Rauchgase auf der Bahnsteigebene gehalten werden, sodass dort die 
Absaugung durch die MRA über den Luftschwallschacht erfolgen kann. Der 
überwiegende Teil der zughörigen technischen Anlagen (u.a. Turbinen) soll nach 
Möglichkeit in einem neu zu planenden Lüftungsschachtbauwerk oberhalb des 
Luftschwallschachtes untergebracht werden. Hierbei sollte sich die Gestaltung 
ebenfalls bestmöglich zurücknehmen, aber trotzdem sollte das neue Bauwerk nicht 
nur als ein technisches Element im öffentlichen Bereich an der Oberfläche erscheinen. 

 

In einem ersten Schritt ist dabei die Abtrennung zwischen zukünftiger MRA und dem 
Bahnsteig zu planen, um ein Errichten dieser in der 1. Bauphase zu ermöglichen. Dies 
soll dafür sorgen, dass für die 2. Bauphase keine Sperrung der U-Bahnstrecke nötig 
ist. 

 

d. Errichtung eines zweiten Flucht- und Rettungswegs für den Bahnsteig (nur 
Partnachplatz) 

 

Es ist eine zweiter Flucht- und Rettungsweg für den Bahnsteig zu errichten, welcher 
die Erfüllung der brandschutztechnischen Schutzziele sowohl in der Selbst- als auch 
in der Fremdrettungsphase sicherstellt. 

 

Der zweite Flucht- und Rettungsweg soll dabei über eine neu zu planende Treppe im 
vorhandenen Luftschwallschacht, die im Bereich hinter dem östlichen Ende des 
Bahnsteigs aus der Tunnelröhre (mittig) an die Oberfläche führt. An der Oberfläche ist 
ein Notausstieg zu planen. Hierbei sollte sich die Gestaltung ebenfalls bestmöglich 
zurücknehmen, aber trotzdem sollte das neue Bauwerk nicht nur als ein technisches 
Element im öffentlichen Bereich erscheinen. 

 

In einem ersten Schritt ist dabei die Abtrennung zwischen zukünftiger Fluchttreppe und 
dem Bahnsteig zu planen, um ein Errichten dieser in der 1. Bauphase zu er-möglichen. 
Dies soll dafür sorgen, dass für die 2. Bauphase keine Sperrung der U-Bahnstrecke 
nötig ist. 

 

e. Anpassungen Signaletik 

 

Die vorhandene Signaletik muss auf den neuen Zustand angepasst werden. 

 

 

1.1.1 Objekt 1: Partnachplatz (PA) 

Der U-Bahnhof Partnachplatz liegt in Untersendling. Er wurde als Teil der „Blumenlinie“ 
zur IGA 1983 eröffnet und befindet sich heute noch weitestgehend im Originalzustand. 
Aufgrund der langen Betriebszeit von mittlerweile über 40 Jahren kann das geforderte 
Sicherheitsniveau aus der sich zwischenzeitlich geänderten Vorschriften- und Normenlage 
nicht mehr vollständig erfüllt werden. Da der Bahnhof nur über ein relativ kleines 
Zugangsgebäude verfügt, über das der einzige Zugang zur Bahnsteigebene, mittels des 
A-Aufgangs in Bahnhofsmitte erfolgt, ist bei einem Brandereignis eine Rauchfreihaltung 
mindestens eines Flucht- und Rettungswegs nicht sicher gegeben. Daher wurde der 
Bahnhof in die höchste Gefährdungsstufe („Gefährdungsstufe 6“) eingestuft. 
 
Am Bahnhof Partnachplatz sollen im Zuge der brandschutztechnischen Ertüchtigung die 
folgenden Maßnahmen im öffentlichen Bereich aus dem Brandschutzkonzept realisiert 
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werden. Für den gesamten Bahnhof ist dabei die entsprechende Anpassung der 
Stromversorgung inkl. Notstromkonzept zu berücksichtigen. 
 
 

a. Brandschutztechnische Abtrennung des Bahnsteigs (Bodentiefe Einhausungen) 

 

An den beiden Enden des A-Aufgangs ist je eine bodentiefe Einhausung vorgesehen. 
Bei dieser sind die folgenden Anpassungen an der Elektroinstallation vorzunehmen: 

• Elektrozuleitung für Feststellanlage 

• Anpassung der Allgemein- und Sicherheitsbeleuchtung im Bereich der 
Einhausung, inkl. nötiger Elektrozuleitungen 

• Elektrozuleitung für Stützventilatoren im Treppenbereich 

• Anpassen der Elektrozuleitung zu vorhandenen, zu verlegenden Fernmelde- 
und informationstechnischen Anlagen 

• Umlegen/ Planung der Schottung von vorhandenen Kabeltrassen 

• Trassenplanung der Elektrozuleitung 

 

Außerdem sind die folgenden Anpassungen in Bezug auf die Fernmelde- und 
informationstechnischen Anlagen vorzunehmen: 

• Anpassen von vorhandenen, zu verlegenden Fernmelde- und 
informationstechnischen Anlagen (z.B. Bildschirmen) 

• Daten- und Erdungsanschluss der Sprechstelle für mobilitätseingeschränkte 
Personen (Sprechstelle wird von AG beigestellt) 

• Datenversorgung einer zusätzlichen Kamera zur Überwachung der 
Sprechstelle (Kamera wird von AG beigestellt) 

• Fernwirk-Anschluss der Feststelltüren 

• Anschluss der Türen an die Brandmeldeanlage (Bauart 2) 

 

b. Maschinelle Rauchabzugsanlage für den Bahnsteig  

 

Für die maschinelle Rauchabzugsanlage sind die folgenden Anpassungen an der 
Elektroinstallation vorzunehmen: 

• Elektrozuleitung (Mittelspannung) für die Ventilatoren 

• Einrichtung eines Zusätzlichen Mittelspannungsraums in den vorhandenen 
Räumen des Bahnhofs, inkl. Zuleitung 

• Einrichtung der Allgemein- und Sicherheitsbeleuchtung im Bereich der 
Rauchabzugsanlage (bspw. der Wartungstreppe), inkl. nötiger 
Elektrozuleitungen 

• Blitzschutz und Erdung des Oberflächenbauwerks 

• Trassenplanung der Elektrozuleitung 

 

Außerdem sind die folgenden Anpassungen in Bezug auf die Fernmelde- und 
informationstechnischen Anlagen vorzunehmen: 

• Anschluss der Anlage an die Brandmeldeanlage 

• Netzwerk/Fernwirk-Anschluss 
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c. Errichtung eines zweiten Flucht- und Rettungswegs für den Bahnsteig 

 

Für den zweiten Flucht- und Rettungsweg sind die folgenden Anpassungen an der 
Elektroinstallation vorzunehmen: 

• Einrichtung der Allgemein- und Sicherheitsbeleuchtung im Bereich der Flucht- 
und Rettungstreppe, inkl. nötiger Elektrozuleitungen 

• Elektrozuleitung für Stützventilatoren im Treppenbereich 

• Trassenplanung der Elektrozuleitung 

• Blitzschutz und Erdung des Oberflächenbauwerks 

 

Außerdem sind die folgenden Anpassungen in Bezug auf die Fernmelde- und 
informationstechnischen Anlagen vorzunehmen: 

• Daten- und Erdungsanschluss der Sprechstelle für mobilitätseingeschränkte 
Personen (Sprechstelle wird von AG beigestellt) 

• Datenversorgung der Kameras zur Überwachung des Fluchtwegs und der 
Sprechstelle (Kameras werden von AG beigestellt) 

• Fernwirk-Anschluss der Feststelltüren 

• Anschluss der Türen an die Brandmeldeanlage (Bauart 2) 

 

d. Allgemeine Anpassung der Fernmelde- und informationstechnischen Anlagen 

 

• Kabeltausch auf MLAR-Konformität 

• Rückbau des Analog-Funks 

• Rückbau obsoleter Kabel zur Brandlastreduktion 

• Netzwerk/Fernwirk-Anschluss Fremdgewerke (HKL, Türen, Tore, 

Fahrtreppen, Aufzüge, ...) 

 

e. Planung  der Sprachalarmierungsanlage 

 

Im Brandschutzkonzept ist eine Sprachalarmierungsanlage vorgesehen, die im 
Ereignisfall mittels sprachlicher Ansagen warnt. Damit die Anlage audioakustisch 
berechnet und ausgelegt werden kann, müssen alle Einbauten definiert und 
dimensioniert sein. Diese Sprachalarmierungsanlage muss nach Vorgaben des 
Beschallungsberichts geplant werden. 

 

Beschreibung von maßgeblichen Leistungsgrenzen und Schnittstellen: 

Als Grundlage werden zu Planungsbeginn das Brandschutzkonzept, sowie eine 
Gestaltungsstudie, die die Brandschutztechnischen Einbauten umfasst zur Verfügung 
gestellt, die der Planung zugrunde gelegt werden müssen. Beide befinden sich derzeit 
noch in der Erstellung. 
 
Im Zuge der Bearbeitung des Projektes ergeben sich aufgrund der fachgewerksüber-
greifenden Planungsinhalte Schnittstellen mit entsprechendem Abstimmungsbedarf 
zwischen den beteiligten Fachplanern (Siehe Abschnitt 2.2). 
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Weiterhin im Projektverlauf zu berücksichtigen sind die Schnittstellen zu den externen 
Prüfstellen (u.a. Technische Aufsichtsbehörde). Die Koordination und Organisation der im 
Zuge von Planung und Ausführung erforderlichen Prüfläufe obliegt der Objektplanung. 

1.1.2 Objekt 2: Westpark (WP) 

Der U-Bahnhof Westpark liegt im Stadtteil Sendling-Westpark. Er wurde als Teil der 
„Blumenlinie“ zur IGA 1983 eröffnet und befindet sich heute noch weitestgehend im 
Original-zustand. Aufgrund der langen Betriebszeit von mittlerweile über 40 Jahren kann 
das geforderte Sicherheitsniveau aus der sich zwischenzeitlich geänderten Vorschriften- 
und Normenlage nicht mehr vollständig erfüllt werden. Der Bahnhof wurde in die 
Gefährdungsstufe 4 eingeteilt. 
 
Am Bahnhof Westpark sollen im Zuge der brandschutztechnischen Ertüchtigung 
Maßnahmen im öffentlichen Bereich aus dem Brandschutzkonzept, bestehend aus 
unterschiedlichen passiven Rauchrückhaltesystemen, realisiert werden. 
 

a. Brandschutztechnische Abtrennung des östlichen Aufgangs  
(Bodentiefe Einhausungen) 

 

An jeder bodentiefen Einhausung sind die folgenden Anpassungen an der 
Elektroinstallation vorzunehmen: 

• Elektrozuleitung für Feststellanlage 

• Anpassung der Allgemein- und Sicherheitsbeleuchtung im Bereich der 
Einhausung, inkl. nötiger Elektrozuleitungen 

• Anpassen der Elektrozuleitung zu vorhandenen, zu verlegenden Fernmelde- 
und informationstechnischen Anlagen 

• Umlegen/ Planung der Schottung von vorhandenen Kabeltrassen 

• Trassenplanung der Elektrozuleitung 

 

Außerdem sind die folgenden Anpassungen in Bezug auf die Fernmelde- und 
informationstechnischen Anlagen vorzunehmen: 

• Anpassen von vorhandenen, zu verlegenden Fernmelde- und 
informationstechnischen Anlagen (z.B. Bildschirmen) 

• Daten- und Erdungsanschluss der Sprechstelle für mobilitätseingeschränkte 
Personen (Sprechstelle wird von AG beigestellt) 

• Datenversorgung einer zusätzlichen Kamera zur Überwachung der 
Sprechstelle (Kamera wird von AG beigestellt) 

• Fernwirk-Anschluss der Feststelltüren 

• Anschluss der Türen an die Brandmeldeanlage (Bauart 2) 

 

b. Brandschutztechnische Abtrennung des A-Aufgangs und des westlichen Aufgangs 
(Rauchschürzen) 

 

An den Rauchschürzen sind die folgenden Anpassungen an der Elektroinstallation 
vorzunehmen: 

• Anpassung der Allgemein- und Sicherheitsbeleuchtung im Bereich der 
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Einhausung, inkl. nötiger Elektrozuleitungen 

• Anpassen der Elektrozuleitung zu vorhandenen, zu verlegenden Fernmelde- 
und informationstechnischen Anlagen 

• Umlegen/ Planung der Schottung von vorhandenen Kabeltrassen 

• Trassenplanung der Elektrozuleitung 

 

c. Allgemeine Anpassung der Fernmelde- und informationstechnischen Anlagen 

 

Analog 1.1.1 d. 

 

d. Planung der Sprachalarmierungsanlage 

 

Analog 1.1.1 e. 

 

Beschreibung von maßgeblichen Leistungsgrenzen und Schnittstellen: 

Siehe Beschreibung 1.1.1 

1.1.3 Objekt 3: Holzapfelkreuth (HK) 

Der U-Bahnhof Holzapfelkreuth liegt an der Grenze zwischen den Stadtteilen Sendling-
Westpark und Hadern. Er wurde als Teil der „Blumenlinie“ zur IGA 1983 eröffnet und be-
findet sich heute noch weitestgehend im Originalzustand. Aufgrund der langen Betriebszeit 
von mittlerweile über 40 Jahren kann das geforderte Sicherheitsniveau aus der sich zwi-
schenzeitlich geänderten Vorschriften- und Normenlage nicht mehr vollständig erfüllt wer-
den. Der Bahnhof wurde in die Gefährdungsstufe 4 eingeteilt. 
 

Am Bahnhof Holzapfelkreuth sollen im Zuge der brandschutztechnischen Ertüchtigung 
Maßnahmen im öffentlichen Bereich aus dem Brandschutzkonzept, bestehend aus unter-
schiedlichen passiven Rauchrückhaltesystemen, realisiert werden. 

 

a. Brandschutztechnische Abtrennung des westlichen Aufgangs  
(Bodentiefe Einhausungen) 

 

Analog 1.1.2. a. 

 

b. Brandschutztechnische Abtrennung des A-Aufgangs (Rauchschürzen) 

 

Analog 1.1.2. b. 

 

c. Allgemeine Anpassung der Fernmelde- und informationstechnischen Anlagen 

 

Analog 1.1.2. c. 

 

d. Planung der Sprachalarmierungsanlage 

 

Analog 1.1.2. d. 
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Beschreibung von maßgeblichen Leistungsgrenzen und Schnittstellen: 

Siehe Beschreibung 1.1.1 

1.1.4 Objekt 4: Haderner Stern (HD) 

Der U-Bahnhof Haderner Stern liegt im Stadtteil Hadern. Er wurde 1993 eröffnet und be-
findet sich heute noch weitestgehend im Originalzustand. Aufgrund der Betriebszeit von 
mittlerweile über 30 Jahren kann das geforderte Sicherheitsniveau aus der sich zwischen-
zeitlich geänderten Vorschriften- und Normenlage nicht mehr vollständig erfüllt werden. 
Der Bahnhof wurde in die Gefährdungsstufe 4 eingeteilt. 
 
Am Bahnhof Haderner Stern sollen im Zuge der brandschutztechnischen Ertüchtigung 
Maßnahmen im öffentlichen Bereich aus dem Brandschutzkonzept, bestehend aus 
unterschiedlichen passiven Rauchrückhaltesystemen, realisiert werden. 
 

a. Brandschutztechnische Abtrennung des westlichen Aufgangs  
(Bodentiefe Einhausungen) 

 

Analog 1.1.2. a. 

 

b. Brandschutztechnische Abtrennung des östlichen Aufgangs (Rauchschürzen) 

 

Analog 1.1.2. b. 

 

c. Brandschutztechnische Abtrennung des östlichen Fahrstuhlbereichs  
(Galerieverschluss) 

 

An den Rauchschürzen sind die folgenden Anpassungen an der Elektroinstallation 
vorzunehmen: 

• Anpassung der Allgemein- und Sicherheitsbeleuchtung im Bereich der 
Einhausung, inkl. nötiger Elektrozuleitungen 

• Umlegen/ Planung der Schottung von vorhandenen Kabeltrassen 

• Trassenplanung der Elektrozuleitung 

 

d. Allgemeine Anpassung der Fernmelde- und informationstechnischen Anlagen 

 

Analog 1.1.2. c. 

 

e. Planung der Sprachalarmierungsanlage 

 

Analog 1.1.2. d. 

 

Beschreibung von maßgeblichen Leistungsgrenzen und Schnittstellen: 

Siehe Beschreibung 1.1.1 

1.1.5 Objekt 5: Großhadern (GH) 

Der U-Bahnhof Großhadern liegt im Stadtteil Hadern. Er wurde 1993 eröffnet und befindet 
sich heute noch weitestgehend im Originalzustand. Aufgrund der Betriebszeit von mittler-
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weile über 30 Jahren kann das geforderte Sicherheitsniveau aus der sich zwischenzeitlich 
geänderten Vorschriften- und Normenlage nicht mehr vollständig erfüllt werden. Der 
Bahnhof wurde in die Gefährdungsstufe 4 eingeteilt. 
 
Am Bahnhof Großhadern sollen im Zuge der brandschutztechnischen Ertüchtigung 
Maßnahmen im öffentlichen Bereich aus dem Brandschutzkonzept, bestehend aus 
unterschiedlichen passiven Rauchrückhaltesystemen, realisiert werden. 
 

a. Brandschutztechnische Abtrennung des westlichen Aufgangs  
(Bodentiefe Einhausungen) 

 

Analog 1.1.2. a. 

 

b. Brandschutztechnische Abtrennung des östlichen Aufgangs (Rauchschürzen) 

 

Analog 1.1.4. b. 

 

c. Brandschutztechnische Abtrennung des östlichen Fahrstuhlbereichs  
(Galerieverschluss) 

 

Analog 1.1.4. c. 

 

d. Allgemeine Anpassung der Fernmelde- und informationstechnischen Anlagen 

 

Analog 1.1.2. c. 

 

e. Planung der Sprachalarmierungsanlage 

 

Analog 1.1.2. d. 

 

Beschreibung von maßgeblichen Leistungsgrenzen und Schnittstellen: 

Siehe Beschreibung 1.1.1 

 

1.2 Leistungen des Auftragnehmers 

Der Auftragnehmer erbringt hierfür Leistungen aus dem Leistungsbild 
(s. Anlagen 1a,b) 

☒  Technische Ausrüstung entsprechend § 55 HOAI,  

für folgende technische Anlagen …………………………………………….. (Anlage 1a): 

Anlagengruppen:  

AG 4 – Starkstromanlagen 
 

☒  Technische Ausrüstung entsprechend § 55 HOAI,  

für folgende technische Anlagen …………………………………………….. (Anlage 1b): 

Anlagengruppen:  
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AG 5 – Fernmelde- und informationstechnische Anlagen 
 

 

 

 
Die vom Auftragnehmer zu erbringenden Grundleistungen und Besonderen Leistungen 
sind in dem Leistungsverzeichnis erfasst. 

1.3 Bearbeitungsstand der bisherigen Planung der Maßnahme 

 Zu Planungsbeginn stehen die Brandschutzkonzepte für die fünf Bahnhöfe zur 
Verfügung. Ebenso wird eine Gestaltungsstudie für die brandschutztechnischen 
Einbauten zur Verfügung stehen, die als Variantenstudie gemäß Lph 2 HOAI zu sehen 
ist. In der Gestaltungsstudie wird die Positionierung der Einbauten, sowie die 
Vereinbarkeit mit den architekturrechtlichen Belangen und den Brandschutzgutachten 
der einzelnen Bahnhöfe vorab geklärt. 
Eine 3D-Vermessung der Bahnhöfe mittels NavVis wird bis zu Planungsbeginn 
durchgeführt und entsprechend zur Verfügung gestellt. 

1.4 Planungs- und Überwachungsziele 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungen so zu erbringen, dass die Maßnahme 
gemäß den Vorgaben der vertraglich vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele 
mangelfrei hergestellt werden kann. Bei diesen Planungs- und Überwachungszielen 
handelt es sich um die für den Auftraggeber im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
wesentlichen Planungs- und Überwachungsziele im Sinne des § 650p Absatz 1 BGB und 
damit um die vereinbarte Beschaffenheit des vom Auftragnehmer geschuldeten Werks.  
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber auf die Einhaltung der gesetzlichen 
und vertraglichen Verpflichtungen hinzuweisen. Dies gilt im Rahmen seiner 
Leistungspflichten auch für die Einhaltung der Vorschriften etwaiger Zuwendungsgeber. 
Der Auftragnehmer hat nach Beauftragung im Zuge seiner Leistungserbringung sämtliche 
vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Unterlagen unverzüglich zu sichten und ihn 
schriftlich zu unterrichten, wenn er feststellt, dass sie unvollständig oder unzutreffend sind 
oder ihre Beachtung als Grundlage der Planung und Ausführung mit den vereinbarten 
Planungs- und Überwachungszielen nicht vereinbar ist. 
Wird erkennbar, dass die vertraglich vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele mit 
der bisherigen Planung nach dem Ergebnis der Ausschreibung von Leistungen oder dem 
bisher vorgesehenen Bauablauf nicht erreicht werden können, hat der Auftragnehmer den 
Auftraggeber unverzüglich schriftlich zu unterrichten und die aus seiner Sicht möglichen 
Handlungsvarianten und deren Auswirkungen auf Kosten, Quantitäten, Qualitäten, Termine 
und Wirtschaftlichkeit des Objektes darzulegen, so dass diese Ziele eingehalten werden 
können. 

 

1.4.1 Grundlage der Leistungserbringung des Auftragnehmers 

Die Erstellung einer Planungsgrundlage nach § 650p Abs. 2 BGB ist nicht Vertragsgegen-
stand. 

Im Rahmen seiner Leistungserbringung hat der AN auch zu berücksichtigen: 

Anlage 6 Rahmenterminpläne PA, WP, HK. HD, GH 

Anlage 16 Gestaltungsleitfaden, Stand: 26.01.2021 

 Brandschutzkonzepte (siehe 1.3) 

 Gestaltungsstudie (siehe 1.3) 
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1.4.2 Entfällt 

 

1.4.3 Terminziele 

Der Auftragnehmer hat seine Leistungen so zu erbringen, dass folgende Termine 
eingehalten werden können: 

Abschluss Vorplanung (HOAI Lph2): 17.06.2024 

Beginn Ausschreibung/Vergabe (ohne Bauphase 2 PA): 30.09.2024 

Beginn Ausschreibung/Vergabe (Bauphase 2 PA): 01.04.2026 

Baubeginn (ohne Bauphase 2 PA): 24.02.2025 

Baubeginn (Bauphase 2 PA): 01.08.2026 

Baufertigstellung (ohne Bauphase 2 PA): 30.04.2025 

Baufertigstellung (Bauphase 2 PA): 31.01.2027 

Der beigelegte Rahmenterminplan (Anlage 6) ist zu berücksichtigen 

Auf der Grundlage dieser Termine erarbeitet der Auftraggeber oder der von ihm beauftragte 
Dritte in Abstimmung mit dem Auftragnehmer unverzüglich nach Vertragsschluss einen 
vernetzten Zeit- und Ablaufplan in MS-Project betreffend Planung, Vergabe und 
Ausführung. 

In Abstimmung mit dem Auftraggeber wird der Auftragnehmer diesen Terminplan in 
regelmäßigen Abständen (mindestens alle 4 Wochen) überprüfen und, soweit sich die 
Projektumstände geändert haben, fortschreiben bzw. an dessen Fortschreibung mitwirken. 

1.4.4 Quantitäts- und Qualitätsziele 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Quantitäts- und Qualitätsziele entsprechend dem 
anerkannten Stand der Technik, z.B. nach Leistungsbild der HOAI umzusetzen. Die 
Quantitäts- und Qualitätsziele sind verbindlich; Abweichungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Auftraggebers. 

1.4.5 Konkretisierung der Planungs- und Überwachungsziele  

Eine gegebenenfalls erforderliche Konkretisierung der Planungs- und Überwachungsziele 
im Zuge der Planung und Realisierung der Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit dem 
Auftraggeber und ist mit dem vereinbarten Honorar abgegolten. 

1.5 Behandlung von Unterlagen 

Die vom Auftragnehmer vorzulegenden Arbeitsergebnisse (Zeichnungen, Pläne, 
Berechnungen, Leistungsbeschreibungen etc.) sind dem Auftraggeber in digitaler Form 
(Format: dwg bzw. pdf) zu übermitteln. Soweit dem Auftragnehmer vom Auftraggeber die 
Leistungen der Genehmigungsplanung übertragen werden, sind die Genehmigungs-
unterlagen in der von der Genehmigungsbehörde geforderten Zahl anzufertigen. 

Die Papierdokumente sind DIN-gerecht zu falten und ggf. farbig anzulegen sowie zum Ende 
jeder Leistungsphase in Ordnern abgelegt zu übergeben. 

1.6 Koordination 

Der Auftragnehmer hat sich mit allen beteiligten Fachplanern und den übrigen fachlichen 
Beteiligten in jeder Leistungsstufe zeitlich und sachlich abzustimmen und deren Beiträge 
rechtzeitig und ordnungsgemäß zu integrieren, dass die vereinbarten Planungs- und 
Überwachungsziele eingehalten werden. 

2. Organisation der Planung und Umsetzung der Maßnahme 
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Es gelten die Regelungen zu den beidseitigen Ansprechpartnern nach §3 AEB-Ing. 
(Kommunikation) 

2.1 Kommunikationsregelungen 

Seitens des Auftraggebers wird mit der Vertragsdurchführung als Brückenkopf betraut: 
 
Julian Krolage 
Ressort Mobilität  
Bereich Verkehrsinfrastruktur  
Baumanagement – Baudurchführung 
 
Vollumfängliche Vertretung: gemäß Organigramm 
 

Das personenunabhängige Organigramm sowie das entsprechende Kommunika-
tionskonzept kann dem Anhang entnommen werden. Namen und Kontaktdaten aller 
Projektbeteiligten werden nach Auftragserteilung bekanntgegeben. 

2.2 Weitere fachlich Beteiligte  

Die nachstehende - nicht abschließende - Zusammenstellung gibt einen Überblick über die 
vom Auftraggeber bisher vorgesehenen weiteren fachlich Beteiligten für die Planung und 
Umsetzung der Maßnahme. 
Objektplanung 

Architektur: Vorgaben per Gestaltungskonzept 

Tragwerksplanung 

Brandschutzplanung 

HKLS-Planung (Entrauchungsanlage PA) 

Akustikplanung 

Beleuchtungsplanung 

Vermessung 

Externe Prüfstellen (z.B. TAB) 

 

Für die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordination nach der Baustellenverordnung ist 
beauftragt: 
Beauftragung folgt 

 

2.3 Örtliche Vertreter des Auftragnehmers 

Der/Die Vertreter des Auftragnehmers im Projekt ist dem Auftraggeber vor Beginn der 
Arbeiten schriftlich zu benennen.  

Der Auftragnehmer hat darauf hinzuwirken, dass die genannten Mitarbeiter über die 
gesamte Vertragsdauer eingesetzt werden. 

Sollten Leistungen nicht ordnungsgemäß von einem externen Leistungserbringer erbracht 
werden, kann der Brückenkopf des Auftraggebers, nach Abstimmung mit dem Brückenkopf 
des Auftragnehmers, einen Austausch dieses externen Leistungserbringers verlangen. 

Die vom Auftragnehmer eingesetzten Mitarbeiter*innen müssen hinsichtlich Qualifikation 
und Erfahrung den notwendigen fachlichen Anforderungen entsprechen. 
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Für die Projektleitung des Auftragnehmers ist die verantwortliche Mitarbeit in mindestens 
einem vergleichbaren Projekt nachzuweisen. 

2.4 Besprechungen 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auf Einladung des Auftraggebers an projektbezogenen 
Besprechungen teilzunehmen und an Verhandlungen mit Behörden mitzuwirken. Diese 
Termine sind rechtzeitig abzustimmen. Die Besprechungen sind durch rechtzeitige 
Übersendung von Unterlagen vorzubereiten. Der Auftragnehmer fertigt über die von ihm 
geführten Besprechungen und Verhandlungen Protokolle. Diese sind dem Auftraggeber 
unverzüglich zur Kenntnis vorzulegen. 

Es ist während der Planungsphase mindestes eine Vor-Ort-Abstimmung alle 4 Wochen 
durchzuführen, welche als Ortsbegehung oder Besprechung, in Abstimmung mit dem 
Auftraggeber vorzusehen ist. 

2.5 Projektleitung 

Der Projektleiter des Auftragnehmers ist dem Auftraggeber nach Beauftragung zeitnah 
schriftlich zu benennen. Der Auftragnehmer hat Wechsel des Projektleiters zu vermeiden. 
Ist ein Wechsel zwingend erforderlich, so hat der Auftragnehmer dies dem Auftraggeber mit 
angemessenem zeitlichem Vorlauf schriftlich mitzuteilen. Dabei ist darzulegen, durch 
welche konkreten Maßnahmen Nachteile für das Projekt durch den Wechsel vermieden 
werden, und es ist nachzuweisen, dass der neue Projektleiter mindestens über die gleichen 
Qualifikationen wie der bisherige verfügt. 

3. Stufenweise Beauftragung 

Die Beauftragung des Auftragnehmers erfolgt in Leistungsstufen. 

3.1 Leistungsstufe 1 

Der Auftraggeber beauftragt den Auftragnehmer zunächst mit der Erbringung der 
Leistungsstufe 1. Diese umfasst die Grundleistungen und Besonderen Leistungen der  
Leistungsphasen (=LPH) 1 bis 4  gemäß Anlagen 1a,b. 

3.2 Folgende Leistungsstufen 

Der Auftraggeber beabsichtigt, bei Fortsetzung der Planung und Ausführung der Maß-
nahme den Auftragnehmer mit weiteren Leistungen der Anlage 1a in folgenden Leistungs-
stufen zu beauftragen: 

 
Leistungsstufe 2: Grund- und Besondere Leistungen der LPH   5 bis 7 

Leistungsstufe 3: Grund- und Besondere Leistungen der LPH   8 

Leistungsstufe 4: Grund- und Besondere Leistungen der LPH 9 

 
Die Beauftragung der Leistungsstufen erfolgt durch den Auftraggeber jeweils in Textform. 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die weiteren Leistungsstufen zu erbringen, wenn sie ihm 
vom Auftraggeber innerhalb von 12 Monaten nach Fertigstellung der Leistungen der 
vorangegangenen Stufe übertragen werden. 

Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber rechtzeitig auf die Notwendigkeit der Anschluss-
beauftragung einer Leistungsstufe hinzuweisen. Wesentliche Voraussetzung für die weitere 
Beauftragung sind die Einhaltung der Planungs- und Überwachungsziele gemäß § 1.4. 

3.3 Der Auftraggeber behält sich vor, die Beauftragung auf Teilleistungen einzelner 
Leistungsstufen oder auf einzelne Abschnitte der Maßnahme zu beschränken. 
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3.4 Ein Rechtsanspruch auf Beauftragung weiterer Leistungsstufen/Teilleistungen besteht 
nicht. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, weitere Leistungen zu erbringen, wenn der 
Auftraggeber sie ihm überträgt. Aufgrund einer stufenweisen Beauftragung gemäß den 
Regelungen in diesem Vertrag kann der Auftragnehmer keine Erhöhung seines Honorars 
oder sonstige Ansprüche ableiten. 

4. Besondere Grundlagen des Honorars 

4.1 Ermittlung des Honorars  

Der Ermittlung des Honorars für Grundleistungen werden die in Anlagen 1a angebotenen 
Honorarbestandteile, mit Ausnahme der dort angegebenen vorläufigen anrechenbaren 
Kosten, zu Grunde gelegt. Die Ermittlung des Honorars für Grundleistungen und Besondere 
Leistungen erfolgt nach der Systematik der in Anlage 2 beigefügten vorläufigen 
Honorarermittlung. Die vorläufige Honorarermittlung wird nicht Vertragsbestandteil. 

4.2 Ermittlung der anrechenbaren Kosten für die Ermittlung des Honorars 

4.2.1 Die anrechenbaren Kosten nach § 4 HOAI und den spezifischen Regelungen des 
Leistungsbilds, werden auf der Grundlage der mangelfreien Kostenberechnung, ohne 
Umsatzsteuer, ermittelt. Solange diese nicht vorliegt, ist die vom Auftraggeber baufachlich 
genehmigte Kostenschätzung, ohne Umsatzsteuer, zugrunde zu legen. 

4.2.2 Bei Überschreitung des maximalen Tafelwerts zu einem Leistungsbild erfolgt eine 
Fortschreibung mit den erweiterten Honorartabellen der Richtlinien der Staatlichen 
Vermögens- und Hochbau-verwaltung Baden-Württemberg (RifT) in der bei Vertrags-
schluss gültigen Fassung. 

4.2.3 Wird aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorgaben insbesondere im Baugenehmigungs-
verfahren ein mehrfaches Überarbeiten von Planunterlagen erforderlich, so kann hierfür 
eine gesonderte Vergütung nicht gefordert werden. Hiervon nicht erfasst sind Änderungen 
des Bauprogramms (z.B. Änderung von Standort, Raumprogramm oder Aufgabenstellung) 
sowie Alternativplanungen nach grundsätzlich verschiedenen Anforderungen. 

4.3 Ergänzende Festlegungen 
  

  

☐  
  

☐  
  

☐  
  

5. Ergänzende Regelungen 

5.1 Die Rechnungsstellung hat aufgeteilt auf die einzelnen Objekte zu erfolgen. Dies gilt 
für Abschlagsrechnungen ebenso wie für die Schlussrechnung. 
Rechnungsbegleitende Papiere sind im Vorfeld zur Rechnung dem Auftraggeber zur 
Verfügung zu stellen. 

  

5.2 Die Rechnungsstellung hat in Form von Abschlagsrechnungen mindestens zu Ende 
jeder Leistungsphase zu erfolgen. Leistungsphasen deren Fertigstellung, nach zu 
diesem Zeitpunkt gültigem Terminplan, innerhalb von 3 Monaten erfolgt, dürfen in 
einer Abschlagsrechnung zusammengefasst abgerechnet werden. 

  

5.3  
  

6. Anlagen zur Leistungsbeschreibung  
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 Anlage 1 Leistungsverzeichnis 

Anlage 2 Honorarermittlung vorläufig (nicht Vertragsbestandteil) 

Anlage 3 Allgemeine Richtlinien für die Erstellung von Leistungsbeschreibungen 
(VA_EK_152) nebst zugehöriger Muster-Leistungsbeschreibung als GAEB-
Datei 

Anlage 4 Allgemeinen Einkaufsbedingungen für Architekten- und Ingenieur-
leistungen - AEB-Ing - des Auftraggebers 

Anlage 5 Merkblatt Kommunikation zwischen den SWM und Auftragnehmern in 
Werk- und Dienstverträgen 

Anlage 6 Rahmenterminplan 

Anlage 7 Fotodokumentation 

Anlage 8 Personenunabhängiges Organigramm 
Planungsteam Auftraggeber (inkl. Kommunikationsstruktur) 

Anlage 9 Planskizzen zu den geplanten brandschutztechnischen 
Ertüchtigungsmaßnahmen 

Anlage 10 Bahnhofsübersichtspläne 

Anlage 11 Besondere Technische Vertragsbedingungen für das Ausführen von 
Bau- und Ausbauarbeiten in der U-Bahn 

Anlage 12 Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen für Ausbau- und 
Installationsarbeiten für U-Bahn-Anlagen (ZTV-AI) 

Anlage 13 Gestaltungshandbuch U-Bahn 

Anlage 14 Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen für Planungsleistungen 

Anlage 15 Richtlinienkatalog U-Bahn 

Anlage 16 Gestaltungsleitfaden – Sanierung von Bahnhöfen im Münchner U-
Bahnnetz 

Anlage 17 Informationssicherheit - CIO-Anweisung ISEC 01 - Umgang mit 
Informationen 

Anlage 18 Richtlinien für die niederspannungsseitige Ausstattung der U-
Bahnhöfe in München – RinAU – inkl. Anlagen 

Anlage 19 Anforderungskatalog für Verkehrstelematik 
  

  

  

 

Dem Auftragnehmer werden mit Auftragserteilung folgende weitere Unterlagen übergeben: 

Bestandspläne der Bahnhöfe PA, WP, HK, HD und GH 
Brandschutzkonzepte 
NavVis-Modelle (messbare 3D Digitalmodelle) der Bahnhöfe PA, WP, HK, HD und GH 
Organigramm Planungsteam Auftraggeber (inkl. Kommunikationsstruktur) 
Gestaltungsstudien der Bahnhöfe PA, WP, HK, HD, GH 
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